
 

Auszug aus dem Beschlussprotokoll 
148. Ratssitzung vom 22. März 2017
 
 
 
2778. 2016/384 

Weisung vom 09.11.2016: 
Sicherheitsdepartement, Teilrevision der Prostitutionsgewerbeverordnung 
(PGVO), Änderung der Bestimmungen betreffend Kleinstsalons und 
Benutzungsgebühr öffentlicher Grund 

  
Antrag des Stadtrats 
 
1. Die Prostitutionsgewerbeverordnung vom 7. März 2012 (AS 551.140) wird wie folgt 

geändert: 
 Art. 11 Bewilligung 

 Abs. 1 unverändert. 
  2 Ausgenommen von der Bewilligungspflicht ist, wer nicht mehr als zwei entspre-

chende Räumlichkeiten zur Verfügung stellt. Die Prostitution darf dabei höchstens 
durch eine weitere Person ausgeübt werden. 

 Abs. 3 und 4 unverändert. 

 Art. 19 Gebühren 

 Abs. 1 und 2 unverändert. 
  3 Für die Nutzung des öffentlichen Grunds wird keine Benutzungsgebühr erhoben. 

2. Der Stadtrat setzt diese Änderungen in Kraft. 
3. Die Motion, GR Nr. 2015/406, von Christina Schiller (AL) und Alan David Sangines 

(SP) vom 16. Dezember 2015 betreffend Prostitutionsgewerbeverordnung (PGVO), 
Streichung von Art. 19 Abs. 3 betreffend Benutzungsgebühr für die Nutzung des  
öffentlichen Grundes wird als erledigt abgeschrieben. 

4. Das Postulat, GR Nr. 2016/7, der SP-, Grüne- und AL-Fraktion vom 6. Januar 2016 
betreffend Prostitutionsgewerbeverordnung, liberalere Gestaltung der polizeilichen 
Bewilligungspflicht für Einzelsalons wird als erledigt abgeschrieben. 

 
Referentin zur Vorstellung der Weisung: Präsidentin Simone Brander (SP) 
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Änderungsantrag zu Dispositivziffer 1 
 
Die Mehrheit der SK SID/V beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit der SK SID/V beantragt folgende Änderung der Dispositivziffer 1: 
 
1. Die Prostitutionsgewerbeverordnung vom 7. März 2012 (AS 551.140) wird wie folgt 

geändert: 
 Art. 11 Bewilligung 

 Abs. 1 unverändert. 
  2 Ausgenommen von der Bewilligungspflicht ist, wer nicht mehr als zwei entspre-

chende Räumlichkeiten zur Verfügung stellt. Die Prostitution darf dabei höchstens 
durch eine weitere Person ausgeübt werden. 

 Abs. 3 und 4 unverändert. 

 Art. 19 Gebühren 

 Abs. 1 und 2 unverändert. 
  3 Für die Nutzung des öffentlichen Grunds wird keine Benutzungsgebühr erhoben. 
 

Mehrheit: Präsidentin Simone Brander (SP),Referentin; Marianne Aubert (SP), Eduard Guggen-
heim (AL), Markus Hungerbühler (CVP), Hans Jörg Käppeli (SP), Markus Knauss  
(Grüne), Pascal Lamprecht (SP) 

Minderheit: Vizepräsident Derek Richter (SVP), Referent; Andreas Egli (FDP), Stephan Iten (SVP), 
Thomas Kleger (FDP), Sven Sobernheim (GLP) 

Abwesend: Ursula Uttinger (FDP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 67 gegen 54 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Die Detailberatung ist abgeschlossen. 
 
Die Vorlage wird stillschweigend an die Redaktionskommission (RedK) überwiesen. 
 
 
Damit ist beschlossen: 
 
Die zu ändernden Artikel der Prostitutionsgewerbeverordnung sind durch die RedK zu 
überprüfen (Art. 38 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 64 Abs. 1 GeschO GR). Die Schluss-
abstimmung findet nach der Redaktionslesung statt. 
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Art. 11 Bewilligung 

Abs. 1 unverändert. 
 2 Ausgenommen von der Bewilligungspflicht ist, wer nicht mehr als zwei entsprechende Räumlichkeiten zur 
Verfügung stellt. Die Prostitution darf dabei höchstens durch eine weitere Person ausgeübt werden. 

Abs. 3 und 4 unverändert. 

Art. 19 Gebühren 

Abs. 1 und 2 unverändert. 
 3 Für die Nutzung des öffentlichen Grunds wird keine Benutzungsgebühr erhoben. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
 
Im Namen des Gemeinderats 
 
 
Präsidium 
 
 
Sekretariat 
 


